
Landwirtschaft bis Mieten: Wo staatliche 
Förderung verbessert werden könnte 
Bei neun von zehn Fällen ortet die Studie ungewollte Mitnahmeeffekte, Doppelspurigkeiten und Ineffizienz in der staatlichen Förderung. 

Sina Thöny 
 
Von 150 staatlichen Leistungs-
beiträgen untersuchte eine Stu-
die der Stiftung Zukunft.li  
zehn. Ziel der Studie war es, de-
ren Effizienz anhand objektiver 
Kriterien zu überprüfen. Die 
zehn ausgewählten Staatsbei-
träge zählen zwar nicht zu den 
grössten Ausgabenposten, wie 
zum Beispiel die Staatsausgabe  
für die Prämienverbilligung, 
doch mit rund 57 Millionen 
Franken sind auch sie nicht un-
beachtlich: «Wir haben die 
Punkte ausge wählt, bei denen 
viel Diskussionspotenzial be-
steht», meint die Studienauto-
rin Theresa Goop bei der Prä-
sentation. Bei sechs der unter-
suchten Staatsbeiträge ortete 
die Studie Verbesserungspoten-
tial, drei empfiehlt sie zu strei-
chen. Einzig die Stipendien  
sollen bei der gängigen Praxis 
belassen werden. Ein Überblick 
über vier der untersuchten 
Staatsbeiträge: 

Ziel der Mietbeiträge 
wird nicht erfüllt 

Durch Mietbeiträge sollten die 
einkommensschwachen Haus-
halte so weit entlastet werden, 
dass sie nicht mehr von der So-
zialhilfe abhängig sind. So zu-
mindest die Idee bei deren Ein-
führung. Doch wie die Studie 
von Zukunft.li nun zeigt, sank 
trotz Mietbeiträgen die Zahl der 
Empfänger von Sozialhilfe nicht 
ab. Die ausgezahlten Entlastun-
gen für die Mieten würden nicht 
ausreichen, um die betroffenen 
Haushalte über das sozialhilfe-
rechtliche Existenzminimum zu 

heben. «Damit erfüllt diese För-
derung aktuell ihr erklärtes Ziel 
nicht», begründet Goop im Ge-
spräch mit dem «Vaterland».  
Ausserdem müsste das Gesetz 
regelmässig angepasst werden, 
da es aufgrund der Entwicklun-
gen von Löhnen oder Wohn -
kosten ansonsten an Wirkung 
verliere. Die Studie empfiehlt 
daher, bei den Mietbeiträgen 
nachzubessern und ein Anreiz-
system mit Beitrags abstuf un -
gen zu schaffen.  

Nur Leistungs- statt 
Einkommensbeiträge 

Einer der grössten Kostenpunk-
te der Untersuchung ist mit 

durchschnittlichen 13,4 Millio-
nen Franken pro Jahr die Di-
rektzahlungen an die Landwirt-
schaft. «Im aktuellen System 
gibt es grob zwei Töpfe, mit 
welchen die Landwirtschaft 
staatlich mitfinanziert wird: die 
Einkommensbeiträge für die 
Landwirte und die Leistungs-
abgeltungen», erklärt Goop. 
Die Einkommensbeiträge wer-
den direkt an die Landwirte 
entrichtet, die Leistungsbei -
träge gelten spezifische öko -
logische Leistungen ab. Die 
Komplexität des historisch ge-
wachsenen Systems könne ver -
einfacht werden, indem die 
staatlichen Förderungen aus-
schliesslich das abgelten wür-

den, was zur Bereitstellung öf-
fentlicher Güter beitrage, so der 
Vorschlag der Studie. Die Ein-
kommensbeiträge würden da-
mit wegfallen. Denn für diese 
gebe es keine ökonomische Be-
gründung. Ausserdem seien sie 
an die Fläche sowie die Anzahl 
der Nutztiere gebunden. Dies 
sei aufgrund der Bodenknapp-
heit in Liechtenstein als proble-
matisch zu bewerten und stehe 
langfristig in Konflikt mit der 
Ökologisierung sowie dem 
Trend zu weniger Nutztieren. 
«Die Einkommensbeiträge 
würden schrittweise in Leis -
tungsbeiträge umgewandelt, 
die an klar definierte ökologi-
sche oder gesellschaftliche Wir-

kungen gebunden sind», erläu-
tert die Studie. Damit könnten 
die Leistungsbeiträge zielge-
richteter eingesetzt werden. 

Mehr Neutralität bei 
der Energieeffizienz 

Die Förderbeiträge für Photo-
voltaikanlagen (PV) und Wär-
mepumpen beliefen sich 2025 
auf rund 13,6 Millionen Fran-
ken. «Wie zielgerichtet und not-
wendig sind solche Zuschüsse 
angesichts der dynamischen 
Marktentwicklung heute 
noch?», fragten sich die Studi-
enautoren. Die Förderungen ge-
mäss dem Energieeffizienzge-
setz (EEG) seien auf die Infra-
struktur ausgerichtet, würden 
aber keinen Anreiz für einen 
niedrigen Energie ver brauch 
schaffen. Zudem seien sie nicht 
technologieneutral, sondern 
schreiben konkret vor, welche 
Technologien gefördert wer -
den. Somit entscheide der Staat 
und nicht der Wettbewerb, um 
die innovativste und kosten -
günstigste Lösung, welche 
Technologien das Treibhaus-
problem lösen würden.  

Ein weiterer Kritikpunkt ist 
der hohe Mitnahmeeffekt. Die 
Hälfte der Personen würden 
sich mit oder ohne staatliche 
Förderung für eine PV-Anlage 
entscheiden, wie eine Studie 
aus der Schweiz zeige. «Die 
Hälfte der staatliche Beiträge 
verpufft also wirkungslos.» 
Liechtenstein habe aufgrund 
der starke Einbindung in den 
Wirtschaftsraum von EWR und 
der Schweiz nur einen be-
schränkten Handlungsraum, 
räumt Goop im Gespräch mit 

dem «Vaterland» ein. Doch 
man könne versuchen, die 
Flexi bilität der Vorgaben mehr 
auszureizen, womit Liechten-
stein flexibler auf den Markt 
reagieren könne.  

Mitnahmeeffekt bei 
Liechtenstein Finance 

Ein Beispiel, wo die Studien -
autoren den Rotstift ansetzen 
würden, ist der Beitrag an 
Liechtenstein Finance in der 
Höhe von durchschnittlich 
331 000 Franken pro Jahr. 
Liechtenstein Finance wurde 
2012 gegründet, um die Aus-
senwahrnehmung des liechten-
steinischen Finanzplatzes zu 
verbessern. Seit 2020 beteiligt 
sich der Staat mit einem Beitrag 
an der Finanzierung, welcher 
rund 40 Prozent der Jahresbei-
träge ausmacht. Die restlichen 
Gelder werden von Privaten ge-
zahlt. Genau darin liegt gemäss 
der Studie das Problem: «Da 
die Branchenverbände selbst 
das stärkste Eigeninteresse an 
einer positiven Wahrnehmung 
des Finanzplatzes haben, wür-
den sie vermutlich auch ohne 
staatliche Unterstützung in der 
Kommunikation tätig.» Damit 
entlaste der Beitrag private Ak-
teure, ohne dass zwingend eine 
zusätzliche Leistung erbracht 
werde. Aus Sicht der Stiftung 
liege hier ein Staatsversagen 
vor, da ein gut organisierter und 
finanziell potenter Sektor un-
terstützt werde. Deshalb soll 
der Beitrag gestrichen werden. 

Hinweis 
Die vollständige Studie finden 

Sie auf www.stiftungzukunft.li.

Geschäftsführer Gerald Hosp und Autorin Theresa Goop präsentierten die neue Studie der Stiftung 

Zukunft.li. Bild: Daniel Schwendener

Nachgefragt 

«Die Förderung soll dort landen, wo sie gebraucht wird» 
Im Interview erklärt Studien-
autorin und Ökonomin The-
resa Goop, welche Auswirkun-
gen die vorgeschlagenen Ände-
rungen haben könnten. 

Sie schlagen vor, dass für  
die Staatsbeiträge eine Art 
Verfallsdatum, eine soge-
nannte Sunset-Klausel, 
gelten soll. Diese wird oft 
kritisch betrachtet, da sie die 
Planungssicherheit mindere 
und Bürokratieaufwand 
verursache. 
Theresa Goop: Grundsätzlich be-
fürworten wir ein System, das 
eine solche Sunset-Klausel be-
inhaltet. Es gibt einige Beispie-
le, wo sich der Markt verändert 
hat und die Kosten einfach un-
verändert weitergezogen wur-
den. In solchen Fällen ist die 
Frage, von wo der Impuls 
kommt, dass die Kostenbeteili-
gung neu diskutiert wird. Poli-
tisch ist es immer schwierig, 
eine solche Debatte, welche al-
lenfalls eine Kürzung zur Folge 
hat, anzustossen. Doch ein pe-
riodische Analyse kann zum 

Anlass genommen werden,  
sich die Ausgaben genauer an-
schauen und womöglich An-
passungen vorzunehmen. Na-
türlich ist ein gewisser Aufwand 
damit verbunden. Bei Finanz-
beschlüssen ist dieses Vorge -
hen aber gang und gäbe. Aus-
serdem könnte die Dauer der 
Klausel variieren. Ziel ist es, 
eine bewusste Entscheidung zu 
fällen, in welchen Abständen 
man den jeweiligen Staatsbei-
trag neu bewerten will. 

Ihre Studie enthält einige 
Änderungen, welche zahl -
reiche Personen betreffen 
könnten. Welche Effekte 
oder auch Nachteile könnten 
die vorgeschlagenen Ände-
rungen für diese Personen 
haben?  
Unser Ansatz war es, zu unter-
suchen, wie das Geld dort an-
kommt, wo es auch benötigt 
wird. Die Analysen zeigten, 
dass ein Teil der Förderungen 
abgeschafft und ein anderer 
Teil der Förderungen gezielter 
ausgerichtet werden könnte. 

Bei denen, die das Geld brau-
chen, kommt es auch nach den 
vorgeschlagenen Änderungen 
an. Gerade bei Verteilungsfra-
gen ist es uns ein Anliegen, dass 
die Förderung dort landet, wo 
sie gebraucht wird. Und zwar 
gezielt und nicht mit der Giess-
kanne. Alle diese Förderungen 
wollen einen gewissen Effekt 
erreichen. Wir haben analy-
siert, wie man effizienter zu  
diesem gewünschten Effekt 
kommt. Deshalb bin ich mir si-
cher, dass es zu keinen negati-
ven Effekten kommen wird bei 

den Menschen, die auf die För-
derungen angewiesen sind. 

Wie schätzen Sie die Chan-
cen ein, dass Ihre Vorschläge 
umgesetzt werden? 
Das ist immer schwierig einzu-
schätzen. In unserer Studie 
greifen wir manche Themen 
auf, die bereits diskutiert wur-
den. Doch dann wurde unter 
diese Themen ein Häkchen ge-
setzt, obwohl sie noch nicht fer-
tig umgesetzt oder ausdisku -
tiert waren. Wir wollen darauf 
hinweisen, dass manche Stellen 
noch offen geblieben sind und 
manche Massnahmen nicht be-
endet wurden. Sozusagen ein 
Anstoss, um bei diesen Themen 
nochmals genauer hinzuschau-
en. Ich will betonen, dass wir 
keines dieser Themen als un-
wichtig oder nicht finanzie-
rungswürdig erachten. Der 
Staat soll dafür Geld ausgeben. 
Dieses soll aber effizient einge-
setzt werden. Die von uns vor-
geschlagenen Änderungen sind 
gesamthaft und langfristig be-
trachtet für jede einzelne Per-

son von uns gut, weil wir 
wollen, dass unser Geld effi-
zient eingesetzt wird. Deshalb 
bin ich zuversichtlich gestimmt, 
dass unsere Vorschläge gut an-

kommen werden. Aber wie sie 
vom politischen Prozess auf -
genommen werden, ist eine an-
dere Frage. Da kann ich wenig 
machen. (sit)

 

Theresa Goop, Research Fellow 

bei der Stiftung Zukunft.li.  
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